
Feuenvehrsatzung
der Gemeinde Amtsberg

Der Gemeinderat der Gemeinde Amtsberg hat am 20. Mai 2019 auf Grund von §4 der
Gemeindeordnung fürden Freistaat Sachsen (SächsGemO) m der Fassung der Bekanntmachung
vom 09. März 2018 (SächsGVBl. S. 62), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom
2. JuU 2019 (SächsGVBl. S. 542) und § 15 Abs. 4 des Gesetzes über den Brandschutz,
RettLingsdienst und Katastrophenschutz (SächsBRKG) vom 24. Juni 2004 (SächsGVBl. S. 245,
647), zuletzt geändert durch Art. 2 Abs. 11 des Gesetzes vom 05. April 2019 (SächsGVBl. S. 245)
die nachfolgende Satzung beschlossen:

§1
Begriff, Gliederung und Leitung der Feuerwehr

(1) Die Feuenvehr der Gemeinde Amtsberg ist als Einrichtung der Gemeinde eine öffentliche
Feuerwehr ohne eigene Rechtspersönlichkeit. Sie besteht aus einer FreiwiUigen Feuerwehr
mit Ortsfeuenvehren in den OrtsteüenDittersdorf, Weißbachund Schlößchen.

(2) Die FreiwiUige Feuerwehr führt den Namen „FreiwüligeFeuerwehr Amtsberg", dem bei
einer Ortsfeuerwehr der Name des Ortsteüsbeigefügtwird.

(3) Neben den aktiven Abteüungender Feuerwehr werden unter Maßgabeder §§
6 und 7 in den Ortsfeuerwehren Jugendfeuerwehren sowie Alters- und Ehrenabteüungen

gebüdet.Weiterhln wird eine ortswehrübergreifendegemeinsame Kinderfeuerwehr gebüdet.
(4) Die Leitung der Feuervvehr obüegt dem Gemeindewehrleiter und seinem SteUvertreter; m

den Ortsfeuerwehren deni Ortswehrleiter und seinem Stellvertreter.

§2
Aufgaben und Pflichten der Feuerwehr

(1) Die Aufgaben und Pflichten der Feuerwehr ergeben sich insbesondere aus den §§2 Abs. 1,

3 Nr. l sowie 16 SächsBRKG.

(2) Der Bürgermeister oder sein Beauftragter kann die Feuerwehr zu Hüfeleistungen bei der
Bewältigungbesonderer Nodagen heranziehen.

§3
Aufnahme in die Feuerwehr

(1) Voraussetzungen fürdie Aufnahme in die Feuenvehr sind:
- grundsätzlich die Vollendung des 16. Lebensjahres,

die Erfüllungder gesundheitüchenAnforderung an den Feuerwehrdienst,
die charakterliche Eignung,

- die Bereitschaft zur Teilnahme an Ausbüdungen.

(2) Die Bewerber dürfennicht ungeeignet im Sinne von §18Abs. 4 SächsBRKG
sem.

(3) Bei Minderjährigenmuss die Zusdmmung der Erziehungsberechügtenvorliegen.

(4) Die Bewerber sollen in der Gemeinde wohnhaft sein. Der Gemeindefeuervvehrausschuss
kann Ausnahmen zulassen.

(5) Aufnahmegesuche sind schriftlich an den Ortswehrleiter zu richten. Uber die Aufnahme
entscheidet der Gemeindewehrleiter nach Anhörung des Feuerwehrausschusses. Neu
aufgenommene Mitglieder der Feuerwehr werden vom Gemeindewehrleiter durch
Handschlag verpfllchtet.

(6) Em Rechtsanspruch aufAufnahme besteht nicht. Eine Ablehnung ist dem AntragsteUer durch
schrifdichen Verwaltiingsakt mitzuteüen.

(7) Jeder Angehörigeder Feuerwehr erhältbei seiner Aufnahme einen Dienstausweis.



§4
Beendigung des ehrenamtlichen Feuerwehrdienstes

(1) Der akdve Feuerwehrdienst endet, wenn der Angehörigeder Feuerwehr
- aus gesundheitlichen Gründenzur Erfüllungseiner DienstpfUchten dauernd unfähigist,

ungeeignet zum Feuerwehrdienst entsprechend §18Abs. 4 SächsBRKGwird oder
endassen oder ausgeschlossen wird.

(2 Ein Feuerwehrangehöriger ist auf seinen Antrag zu endassen, wenn der Dienst in der
Feuerwehr für ihn aus persönlichen oder berufllchen Gründen eine besondere Härte
bedeutet.

(3) Ein Feuerwehrangehöriger hat die Verlegung seines ständigen Wohnsitzes in eine andere
Gemeinde unverzüglichdem Ortswehrleiter schrifdich anzuzeigen.
Er ist auf schriftlichen Antrag aus dem Feuerwehrdienst zu entlassen.
Eine Endassung ist auch ohne Antrag möglich.

(4) Ein Feuerwehrangehörigerkann bei fortgesetzter Nachlässigkeitim Dienst oder in der Aus-
und Fortbüdungsowie bei schweren Verstößengegen die Dienstpflicht nach Anhörungdes
Feuenvehrausschusses aus der Feuerwehr ausgeschlossen werden.

(5) Der Bürgermeister entscheidet nach Anhörung des Feuerwehrausschusses über die
Endassung oder den Ausschluss und steUt die Beendigung des Feuerwehrdienstes unter
Angabe der Gründeschriftlich fest.
Ausgeschiedene Feuerwehrangehörige können auf Antrag eine Bescheinigung über die
Dauer der Zugehörigkeitzur Feuerwehr, den letzten Dienstgrad und die zuletzt ausgeübte
Funktion erhalten.

§5
Rechte und Pflichten der Angehörigender Feuerwehr

(1) Die akdven Angehörigender Feuerwehr haben das Recht, den Wehrleiter, seine Stellvertreter
und die Mitglieder des Feuervvehrausschusses zu wählen. Entsprechendes güt in den
Ortsfeuerwehren fürdie Wahl des Ortswehrleiters und seinen SteUvertreter.

(2) Die Gemeinde hat nach Maßgabe des §61 SächsBRKG die FreisteUung der Angehörigen
der Feuerwehr für die Teilnahme an Einsätzen, Einsatzübungen und für die Aus- und
Fortbüdungzu erwirken.

(3) Funkdonsürägerund andere Angehörigeder Feuerwehr, die regeknäßigüberdas üblicheMaß
hinaus Feuerwehrdienst leisten, erhalten eine Aufwandsentschädigungm Höheder dafürin

einer besonderen Satzung der Gemeinde festgelegten Beträge.

(4) Angehörigeder Feuerwehr erhalten auf Antrag die Auslagen, die ihnen durch die Ausübung
des Feuerwehrdienstes einschließlichder Teilnahme an der Aus- und Fortbildung entstehen,
von der Gemeinde erstattet sowie Sachschäden, die ihnen in Ausübung des
Feuerwehrdienstes entstehen, ersetzt.

(5) Die aküven Angehörigen der Feuerwehr haben die ihnen aus der Mitgliedschaft m der
Feuerwehr erwachsenden Aufgaben gewissenhaft zu erfüllen. Sie sind insbesondere
verpflichtet:

am Dienst und an Aus- und Fortbildungsmaßnahmen im Rahmen der
Feuenvehrdienstvorschriften regeLmäßigund pünktlichteüzunehmen,

- sich bei Alarm unverzüglich am Feuervvehrhaus / an der Feuenvache der jeweiligen
Ortsfeuerwehr einzufinden,
den dienstlichen Weisungen und Befehlen der Vorgesetzten nachzukommen,

- im Dienst und außerhalbdes Dienstes ein vorbüdUchesVerhalten zu zeigen und sich den

anderen Angehörigender Feuerwehr gegenüberkameradschaftlich zu verhalten,
die Feuervvehrdienstvorschriften und Unfallverhüti.ingsvorschriften für den Feuer-
wehrdienst zu beachten und



die ihnen anvertrauten Ausrüstungsgegenstände,Geräteund Einrichtungen gewissenhaft
zu pflegen und sie nur zu dienstlichen Zwecken zu benutzen.

(6) Die aküven Angehörigen der Feuerwehr haben eine Ortsabwesenheit von länger als zwei

Wochen dem Ortswehrleiter oder seinem SteUvertreter rechtzeidg anzuzeigen und eine
Dienstverhinderung rechtzeidg zu melden.

(7) Verletzt ein Angehörigerder Feuerwehr schuldhaft die ihm obliegenden Dienstpflichten, so

kann der Gememdewehrleiter unter Anhördungdes Ortswehrleiters
einen mündUchenoder schriftlichen Verweis erteüen,
die Androhung des Ausschlusses aussprechen oder
den Ausschluss beim Bürgermeisterbeantragen.

Dem Angehörigen der Feuenvehr ist Gelegenheit zu geben, sich zu den gegen ihn

vorgebrachten Vorwürfenzu äußern.

§6
Kinder- und Jugendfeuerwehr

(1) In die Kinderfeuerwehren könnenabweichend von §3 Abs. 1 Kinder ab dem vollendeten 5.
Lebensjahr, in die Jugendfeuenvehren können Kinder und Jugendliche zwischen dem

vollendeten 8. und dem 16. Lebensjahr aufgenommen werden. Dem Aufnahmeantrag muss
die schriftliche Zustimmung der Erziehungsberechügtenbeigefügtsein.

(2) Uber die Aufnahme entscheiden die jeweiligen zuständigen Kinder- und

Jugendfeuerwehrleiter im Einvernehmen mit dem Orts- und Gemeindewehrleiter.
Im Ubrigen gelten die Fesdegungen des §3.

(3) Die Zugehörigkeitzur Kinderfeuerwehr endet, wenn das Mitglied
in die Jugendfeuerwehr aufgenommen wird,
aus der Kinderfeuerwehr austritt,

- den körperlichenAnforderungen nicht mehr gewachsen ist,
aus der Kinderfeuerwehr endassen oder ausgeschlossen wird oder
wenn die Erziehungsberechdgten ihre Zustimmung nach Absatz 1 schriftlich
zurücknehmen.

(4) Die Zugehörigkeitzur Jugendfeuerwehr endet, wenn das Mitglied
- in die akdve Abteüungaufgenommen wird,

aus der Jugendfeuerwehr austritt,
den körperlichenAnforderungen nicht mehr gewachsen ist,
aus der Jugendfeuerwehr endassen oder ausgeschlossen wird oder

- wenn die Erziehungsberechdgten ihre Zustimmung nach Absatz 1 schriftlich
zurücknehmen.

(5) Der Gemeindewehrleiter besteUt nach Anhörung des Feuerwehrausschusses die Kinder-

und Jugendfeuerwehrleiter aufdie Dauer von fünfjahren.Wiederbestellung ist zulässig.
Die Leitung der Kinderfeuerwehren soll durch Personen erfolgen, die pädagogisch geschult
sind oder fachlich besonders für den Umgang mit Kindern qualifiziert sind, die
Zugehörigkeitzur akdven Abteüungder Feuerwehr ist nicht erforderlich. Diese müssenün

Besitz der bundeseinheitlichen Card fürJugendleiter (Juleica) sein.
Die Jugendfeuerwehrleiter sind Angehörige der aküven Abteüung der Feuerwehr und

müssen neben feuerwehrspezifischen Kenntnissen über ausreichende Erfahrungen im

Umgang mit JugendUchen verfügen.

§7
Alters- und Ehrenabteilung

(1) In die Alters- und EhrenabteüungkönnenAngehörige der Feuer^vehr bei Uberlassung der

Dienstbekleidung übernommenwerden, wenn sie aus dem akdven Dienst in der Feuenvehr
ausgeschieden sind.



(2) Der Getnemdefeuerwehrausschuss kann aufAntrag Angehörigender akdven Abteüungden
Ubergang in die Alters- und Ehrenabteüung gestatten, wenn der Dienst für sie aus

persönlichenoder beruflichen Gründeneine besondere Härtebedeutet.

(3) Die Angehörigender Alters- und Ehrenabteüungwählen ihre Leiter auf die Dauer von fünf

Jahren.

§8
Ehrenmitglieder

Der Bürgermeister kann auf Vorschlag des Feuerwehrausschusses verdiente ehrenamtliche
Angehörige der Geraeindefeuerwehr oder Personen, die sich um das Feuerwehrwesen oder den
Brandschutz besonders verdient gemacht haben, zu Ehrentnitgliedern der Feuerwehr ernennen.

§9
Organe der Freiwilligen Feuerwehr

Organe der FreiwüligenFeuerwehr sind:
Hauptversammlung / Ortsfeuerwehryersammlungen,
Gemeindefeuerwehrausschuss/Ortswehrausschuss und die
Gemeindewehrleitung / OrtswehrleitLing.

§10
Hauptversamtnlung

(1) Unter dem Vorsitz des Gemeindewehrleiters ist jährlicheine ordentücheHauptversammlung
aUer aktiven Angehörigender Gemeindefeuenvehr durchzuführen.Der Hauptversammlung
sind aUe wichdgen Angelegenheiten der Feuerwehr, so weit zu ihrer Behandlung und
Entscheidung nicht andere Organe zuständig sind, zur Beratung und Beschlussfassung
vorzulegen.
Die Mitglieder der Kinder- und Jugendfeuerwehren sowie der Alters- und Ehrenabteüungen
sind berechrigt, an der Hauptyersammlung ohne Stimmrecht teüzunehmen.
In der Haupfryersammlung hat der Gemeindewehrleiter einen Bericht überdie Tädgkeit der
Gemeindefeuerwehr im abgelaufenen Jahr abzugeben.
In der Hauptyersammlung werden die Gemeindewehrleitung und der Feuerwehrausschuss

gewählt.
(2) Die ordentliche Hauptversammlung ist vom Gemeindewehrleiter einzuberufen. Eine

außerordentlicheHauptversammlung ist innerhalb eines Monats einzuberufen, wenn das von
mindestens einem Drittel der aküvenAngehörigender Feuerwehr bzw. je mehr als die Hälfte
der aktiven MitgUeder von 2 Ortsfeuerwehren schriftlich unter Angabe der Gründegefordert
wird.
Zeitpunkt und Tagesordnung der Hauptversammlung sind den Angehörigender Feuerwehr
und dem Bürgermeistermindestens 14 Tage vor der Versammlung bekannt zu geben.

(3) Die Hauptversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte ihrer MitgUeder
anwesend ist. Bei Beschlussunfähigkeit ist innerhalb eines Monats eine zweite
Hauptversammlung einzuberufen, die unabhängigvon der Zahl der anwesenden Mitglieder
beschlussfähig ist. Beschlüsse der Hauptversammlung werden mit einfacher
Stimmenmehrheit gefasst. AufAntrag ist geheim abzustimmen.

(4) Uber die Hauptversammlung ist eine Niederschrift anzuferdgen, die dem Bürgermeister
vorzulegen ist.

(5) Fürdie Ortsfeuenvehrversammlungen gelten die Absätze 1 bis 3 entsprechend.



§11
Gemeindefeuerwehrausschuss

(1) Der Gemeindefeuerwehrausschuss ist beschließenderAusschuss. Er wird auf die Dauer von
5 Jahren gewählt.

(2) Er behandelt Fragen der Finanzplanung der Gemeinde fürdie Feuerwehr sowie der Dienst-
und Einsatzplanung. Er befindet überdie Aufnahme von Einwohnern in die Feuerwehr.

(3) Der Gemeindefeuerwehrausschuss erarbeitet einen Brandschutzbedarfsplan für die
Gemeinde Atntsberg und schlägtdiesen dera Bürgermeisterzur Beschlussfassung durch den
Gemeinderat vor. Analog gütdies fürdie Fortschreibung des Brandschutzbedarfsplanes.

(4) Insbesondere erarbeitet der Gemeindefeuenvehrausschuss bis zum 30.09. emes Jahres auf
Grundlage des gemeindlichen Brandschutzbedarfsplanes die Mittelanmeldungen für die
mittelfrisdge Finanzplanung der Gemeinde.

(5) Der Gemeindefeuerwehrausschuss besteht aus dem Gemeindewehrleiter als Vorsitzenden
sowie den Ortswehrleitern und ein von den Jugendfeuerwehrwarten beauftragter

gesamtbeauftragterjugendfeuerwehrwart.
In der Hauptversammlung können 5 weitere akdve Mitglieder der Ortsfeuerwehren m den
Feuerwehrausschuss gewähltwerden.
Die SteUvertceter des Gemeindewehrleiters und der Schriftführernehmen, sofern sie nicht
Funktionsträger nach Satz 1 sind, ohne Stimmberechügung von Amts wegen an den
Beratungen des Feuerwehrausschusses teü.

(6) Der Gemeindefeuerwehrausschuss hat mindestens vierteljährig zu tagen. Die Beratungen
sind vom Vorsitzenden mit Bekanntgabe der vorgesehenen Tagesordnung einzuberufen.
Der Gemeindefeuerwehrausschuss muss einberufen werden, wenn dies mindestens em
Drittel seiner Mitglieder bzw. je mehr als die Hälfte der im Feuerwehrausschuss aküven
Mitglieder von 2 Ortsfeuerwehren bei Angabe der von ihnen geforderten Tagesordnung
verlangt. Der Feuerwehrausschuss ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner
Mitglieder anwesend sind.

(7) Der Bürgermeisterist zu den BeratLingen des Gemeindefeuerwehrausschusses einzuladen.

(8) Beschlüsse des Gemeindefeuerwehrausschusses werden mit einfacher Stünmenmehrheit

gefasst. Stimmengleichheit gütals Ablehnung.

(9) Die Beratungen des Feuerwehrausschusses sind nicht öffentUch. Uber die Beratungen ist
eine Niederschrift anzuferdgen.

(10) In jeder Ortsfeuerwehr wird ein Ortsfeuenvehrausschuss gebüdet. Der Ortswehrausschuss
ist ein beratender Ausschuss. Dieser berät die Ortswehrleitung m Angelegenheiten der
Ortsfeuerwehr. Er besteht aus dem Ortswehrleiter als Vorsitzenden, seinem SteUverüreter,
dem Jugendfeuerwehrwart, dem Vertreter der Alters- und Ehrenabteüungund 2 weiteren
von der Ortsfeuerwehrversammlung fürdie Dauer von 5 Jahren gewähltenMitgliedern. Der
Gemeindewehrleiter ist zu den Sitzungen einzuladen, er besitzt kein Stimmrecht.

§12 Wehrleitung
(1) Zur Wehrleitung gehörender Gemeindewehrleiter und seine Stellvertreter.

(2) Die WehrleitLing wird in der Hauptversammlung in geheimer Wahl fürdie Dauer von fünf

Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig.

(3) Gewähltwerden kann nur, wer der Gemeindefeuerwehr akdv angehört,überdie fürdiese
Dienststellung erforderlichen fachlichen Kenntnisse und Erfahrungen und die nach §17
Abs. 3 SächsBRKG erforderlichen persönlichenund fachllchen Voraussetzungen verfügt.

(4) Der Gemeindewehrleiter und sein Stellvertreter werden nach der Wahl durch die
Hauptversammlung und nach Zustimmung durch den Gemeinderat vom Bürgermeister
bestellt.

(5) Der Gemeindewehrleiter und sein Stellvertreter haben ihr Amt nach Ablauf der
Wahlperiode oder im FaUe eines beabsichdgten vorzeiügenAusscheidens bis zur Berufung



eines Nachfolgers weiterzuführen. Steht kein Nachfolger zur Verfügung,kann der
Bürgermeistergeeignete Personen mit der kommissarischen Leitung der Feuerwehr
beauftragen. Kommt innerhalb eines Monats nach Freiwerden der Stelle keine Neuwahl
zustande, setzt der Bürgermeisterbis zur satzungsgemäßenBestellung eines Nachfolgers
einen Feuerwehrangehörigenmit Zustimmung des Gemeinderates als Gemeindewehrleiter
oder Stellvertreter ein.

(6) Der Geraeindewehrleiter ist fürdie LeistLingsfähigkeit der Feuerwehr verantwortlich und
führtdie ihm durch Gesetz und diese Satzung übertragenenAufgaben aus. Er hat
insbesondere

auf die ständigeVerbesserung des Ausbüdungsstandesder Angehörigender Feuerwehr
entsprechend den Feuenvehrdienstvorschriften hinzuwirken,
die Zusaminenarbeit der Ortsfeuerwehren bei Ubungen und Einsätzenzu regeki,
die Dienste so zu organisieren, dass jeder akdve Feuerwehrangehörigejährlichan
mindestens 40 Stunden Ausbüdungteilnehmen kann,
dafürzu sorgen, dass die Dienst- und Ausbüdungspläneaufgestellt und dem
Gemeindefeuerwehrausschuss vorgelegt werden,
die Täügkeitder Unterführerund der Gerätewarte zu kontroUieren,
auf eine ordnungsgemäße,den Vorschriften entsprechende Ausrüstungder Feuerwehr
hinzuwirken,
fürdie Einhaltung der Feuerwehrdienstvorschriften und der einschlägigen
UnfaUverhütungsvorschriftenzu sorgen,
bei der Verwendung minderjährigerFeuenvehrangehörigerdie Einhaltung der
Bestu-nmungen des Jugendarbeitsschutzgesetzes sicherzusteUen und

- Beanstandungen, die LeistLingsfähigkeit der Feuerwehr betreffend, dem Bürgermeister
mitzuteüen.

(7) Der Bürgermeisterkann dem Gemeindewehrleiter weitere Aufgaben des Brandschutzes
übertragen.

(8) Der Gemeindewehrleiter soU den Bürgermeisterund den Gemeinderat m allen feuerwehr-
und brandschutztechnischen Angelegenheiten beraten. Er ist zu den Beratungen in der
Gemeinde zu Angelegenheiten der Feuenvehr und des Brandschutzes zu hören.

(9) Die steUvertcetenden Gememdewehrleiter haben den Gemeindewehrleiter bei der
ErfüUungseiner Aufgaben zu unterstützenund ihn bei Abwesenheit mit allen Rechten und
Pflichten zu vertreten.

(10) Der Gemeindewehrleiter und seine Stellvertreter könnenbei groben Verstößengegen die
Dienstpflichten oder wenn sie die im Absatz 3 geforderten Voraussetzungen nicht mehr
erfüUen,vom Gemeinderat nach Anhörungdes Gemeindefeuerwehrausschusses abberufen
werden.

(11) Fürdie Ortswehrleiter gelten die Absätze 1 bis 10 entsprechend. Sie führendie Ortsfeu-
erwehr nach Weisung des Gemeindewehrleiters und sind fürderen Einsatzbereitschaft
veranfwortlich. Die Ortswehrleiter sind berechügt,zu den Angelegenheiten der
Einsatzbereitschaft jederzeit sachkundige Mitglieder aus den jeweüigenOrtsfeuerwehren
zur Beraü-mghinzuzuziehen.

(12) Zum Gemeindewehrleiter kann nicht besteUt werden, wer das Amt eines
Ortswehrleiters/steUv. Ortswehrleiters innehat. Zum Ortswehrleiter/stellv. Ortswehrleiter
kann nicht bestellt werden, wer das Amt des Gemeindewehrleiters innehat.

(1)

§13
Unterführer,Gerätewarte

Als Unterführer (Zug- und Gruppenführer) dürfen nur aküve Angehörige der Feuer^vehr
eingesetzt werden, die persönlich geeignet sind, über prakdsche Erfahrungen im
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Feuerwehrdienst verfügen sowie die erforderliche QuaUfikation besitzen (erfolgreiche
Teilnahme an den vorgeschriebenen Lehrgängen der Landesfeuerwehrschule Sachsen).

(2) Die Unterführerwerden aufVorschlag des Ortswehrleiters vom Gemeindewehrleiter auf die
Dauer von fünfjahrenbestellt. Der Gemeindewehrleiter kann die BesteUung nach Anhörung
des Feuerwehrausschusses widerrufen. Die Unterführerhaben ihre Aufgaben nach Ablauf
der Amtszeit bis zur Bestellung eines Nachfolgers weiter zu erfüUen. WiederbesteUung ist
2ulässig.

(3) Die Unterführerführenihre Aufgaben nach Weisungen ihrer Vorgesetzten aus.

(4) FürGerätewartegelten die Absätze 1 bis 3 entsprechend.
Sie haben die Ausrüstungund die Einrichtungen der Feuerwehr 2u verwahren und zu warten.
PrüfpflichdgeGerätesind zum festgelegten Termin zu prüfenoder zur Prüfungvorzustellen.
Festgestellte Mängel sind unverzüglichdem Wehrleiter zu melden.

§14
Schriftführer

(1) Der Schriftführer wird vom Getneindewehrleiter für die Dauer von fünfJahren besteUt.
Wiederbestellung ist zulässig.

(2) Der Schriftführer hat Niederschriften überdie Beratungen des Feuerwehrausschusses und
über Hauptversammlungen zu fertigen. Darüber hinaus soll der Schriftführer für die
OffentUchkeitsarbeit der Feuerwehr verantwortlich sein.

(3) Die Schriftführerder Ortsfeuerwehren werden durch die Ortswehrleiter fürdie Dauer von
5 Jahren besteUt. Wiederbestellung ist zulässig. Absatz 2 gütentsprechend.

§15
Wahlen

(1) Die nach § 17 Abs. 2 SächsBRKGdurchzuführendenWahlen sind mindestens zwei Wochen
vorher, zusammen mit dem Wahlvorschlag, den Angehörigen der Feuerwehr bekannt zu
machen. Der Wahlvorschlag soUte mehr Kandidaten enthalten als zu wählen sind und muss
vom Feuerwehrausschuss bestädgt sein.

(2) Wahlen sind geheim durchzuführen. Steht nur ein Kandidat zur Wahl, kann im
Einvernehmen mit der Hauptversammlung die Wahl offen erfolgen.

(3) Wahlen sind vom Bürgermeister, semem Stellvertreter oder einem von ihm benannten
Beauftragten zu leiten. Die Wahlversammlung benennt zwei Beisitzer, die zusammen mit
dem Wahlleiter die Stimmenauszählungvornehmen.

(4) Wahlen können nur dann vorgenommen werden, wenn mehr als die Hälfte der Wahlbe-
rechtigten anwesend ist.

(5) Die Wahl des Gemeindewehrleiters und seines SteUvertreters erfolgt in getrennten
Wahlgängen. Gewählt ist, wer tnehr als die Hälfte der Stinunen der anwesenden Wahl-
berechügtenerhalten hat. Erreicht kein Kandidat im ersten Wahlgang die absolute Mehrheit,
so ist eine Sdchwahl zwischen den beiden Bewerbern mit den meisten Stimmen
durchzuführen,bei der die einfache Mehrheit entscheidet. Bei Sdmmengleichheit entscheidet
das Los.

(6) Die Wahl der Mitglieder des Feuerwehrausschusses ist als Mehrheitswahl durchzuführen.

Jeder Wahlberechdgte hat 2 Stimmen.
In den Feuenvehrausschuss sind diejenigen Angehörigen der Feuerwehr gewählt, die die
meisten Sdmmen erhalten haben. Bei Sdmmengleichheit entscheidet das Los.

(7) Die Gewählten sind zu fragen, ob sie die Wahl annehmen.

(8) Die Niederschrift über die Wahl ist spätestens eine Woche nach der Wahl durch den

Wahlleiter dem Bürgermeisterzur Vorlage an den Gemeinderat zu übergeben.
Stellt der Gemeinderat zu dem Wahlergebnis sein Einvernehmen nicht her, ist innerhalb
eines Monats eine Neuwahl durchzuführen.
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(9) Kommt innerhalb eines Monats die Wahl des Gemeindewehrleiters oder seines Stellver-
treters nicht zustande oder stellt der Gemeinderat zu dem Wahlergebnis sein Einvernehmen
wiederum nicht her, ist vom Feuerwehrausschuss dem Bürgermeister eine Liste der
Angehörigender Feuerwehr vorzulegen, die seiner Meinung nach füreine der Funküonenin
Frage kommen. Der Bürgermeistersetzt dann nach §12Abs. 5 die Wehrleitung ein.

(10) Fürdie Wahlen in der Ortsfeuerwehr geltea die Absätze 1 bis 9 entsprechend, die Aufgaben
des Gemeinderates könnendem Ortschaftsrat übertragenwerden.

§16
In-Kraft-Treten

(1) Diese Satzung tritt 01. Januar 2020 in Kraft.

(2) Gleichzeirig tritt die Feuerwehrsatzung der Gemeinde Amtsberg vom 22. NIai 2019 außer
Kraft.

Amtsbef8j<nden 23. I,

[inweis nach §4 Abs. 4 SächsGemO:
Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften zustande gekommen
sind, gelten ein Jahr nach ihrer Bekannttnachung als von Anfang an gülügzustande gekommen.
Dies gütnicht, wenn

1. die Ausferägungder Satzung nicht oder fehlerhaft erfolgt ist;
2. Vorschriften überdie Offentlichkeit der Sitzungen, die Genehmigung oder die

Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind;
3. der Bürgermeisterdem Beschluss nach §52 Abs. 2 SächsGemOwegen Gesetzwidrigkeit

widersprochen hat;
4. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist

a) die Rechtsaufsichtsbehördeden Beschluss beanstandet hat oder
b) die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrift gegenüberder Gemeinde

unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begründensoll, schrifdich

geltend gemacht worden ist.
Ist eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 3 und 4 geltend gemacht worden, so kann auch nach Ablauf
der in Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen.

Bekanntmachuns-svermerk:
Die Feuerwehrsatzung der Gemeinde Amtsberg wi.irde im „AmtsbergAmtsblatt" am
23.12.20^9 veröffentücht.
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